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Initiative „Arbeitszeitverkürzung jetzt“ gegründet

Am 01. Juli 2011 wurde die Initiative „Arbeitszeitverkürzung jetzt“ im Veranstaltungssaal des Verdi-Landesverbandes Niedersachsen/Bremen in Hannover gegründet. Die Initiative ging aus der gut besuchten Konferenz „Wege zur Überwindung der Massenarbeitslosigkeit. Arbeitszeitverkürzung auf die Tagesordnung?!“ hervor, die in den Tagen 30. Juni und 01. Juli in den Räumen des DGB Niedersachsen und Verdi Niedersachsen/Bremen stattgefunden hat.

Die Konferenz wurde durch die Kooperation von der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, attac-AG ArbeitFairTeilen, Rosa-Luxemburg Stiftung Niedersachsen e. V. und verdi-Landesverband Niedersachsen/Bremen veranstaltet. An der Konferenz nahmen ca. 100 überwiegend aktive Multiplikatoren aus Betrieben, Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen kirchlichen und umweltpolitischen Verbänden teil. Im Mittelpunkt der Tagung stand die Diskussion des von den beiden gewerkschaftlich engagierten Professoren Heinz-Josef Bontrup (Gelsenkirchen) und Mohssen Massarrat (Osnabrück) verfassten „Manifest zur Überwindung der Massenarbeitslosigkeit – Arbeitszeitverkürzung jetzt“. Über das Manifest wurde intensiv und engagiert sowie kontrovers und auf sehr hohem Niveau debattiert (Resümee s. unten).

Der Initiative gehören bereits außer den vier Konferenzveranstaltern auch interessierte Einzelpersonen an. Detlef Ahting, Landesbezirksleiter des Verdi-Landesverbandes Niedersachsen/Bremen, begrüßte die Initiative und kündigte die tatkräftige Unterstützung des Projektes durch den Landesverband an. Auch Mitglieder verschiedener Betriebsräte, darunter Rainer Butenschön (Betriebsratsvorsitzender Madsack Gruppe) sowie Einzelpersonen stellten ihre Unterstützung der Initiative in Aussicht. Die Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB) wird sich nach Angaben ihrer Vorsitzenden, Birgit Zenker demnächst mit der Möglichkeit einer engeren Kooperation mit der Initiative befassen. Frau Zenker hatte sich zuvor in ihrem Vortrag auch über die Notwendigkeit einer breiten gesellschaftlichen Bewegung für eine Arbeitszeitverkürzung ausgesprochen. Auch Angelika Zahrnt (Ehrenvorsitzendes des BUND), die ebenfalls in der Konferenz referierte, brachte ihre Hoffnung zum Ausdruck, dass sich alsbald auch die Umweltbewegungen des Themas Arbeitszeitverkürzung annehmen mögen. Denn eine nachhaltige Gesellschaft könne nur erfolgreich aufgebaut werden, wenn Arbeitslosigkeit und Armut verschwänden und wenn die Menschen mehr Zeit hätten, sich selbst in allen gesellschaftlichen Bereichen jenseits der Erwerbsarbeit und der Spirale des Wachstums einzubringen.

Die erste Sitzung der Initiative findet statt:

am Donnerstag, dem 1. September 2011,
bei der Bremer Arbeitnehmerkammer zwischen 11 – 15 Uhr.
Die Kontaktadresse lautet:
Margareta Steinrücke <steinruecke@arbeitnehmerkammer.de>
Die Mitwirkung weiterer Verbände oder Einzelpersonen wird begrüßt.

Resümee

der Konferenz „Wege zur Überwindung der Massenarbeitslosigkeit – Arbeitszeitverkürzung auf die Tagesordnung?!“

10. Juni – 01. Juli 2011 in Hannover

Im folgenden werden die Konferenzergebnisse stichwortartig zusammengetragen. Das Resümee wurde nach bestem Wissen und Gewissen und im Geiste einer möglichst umfassenden Wiedergabe aller relevanten Äußerungen in vier Blöcken systematisiert und zusammengetragen. Mögliche Versäumnisse sind unbeabsichtigt und können in den künftigen Diskussionsprozess eingebracht werden.
I. Inhaltliche Übereinstimmungen

· Radikale Arbeitszeitverkürzung (AZV) muss politisch auf die Tagesordnung gesetzt werden, denn ohne sie kann die Massenarbeitslosigkeit nicht überwunden werden.
· Die Rahmenbedingungen für einen politischen Prozess der AZV, wie beispielsweise die sozialen Träger, die Breite der politischen Allianzen etc., müssten vor dem Hintergrund gesamtgesellschaftlicher Reformperspektiven und der Berücksichtigung des Ziels der Stärkung politischer Macht der lohn- und gehaltsabhängigen Menschen diskutiert und definiert werden.
· Makroökonomische/gesamtgesellschaftliche Orientierungen, wie 30-Stunden- oder 4-Tage-Woche, sind sinnvoll. Die praktische Umsetzung der AZV erfordert allerdings die Berücksichtigung aller regional, sektoral und betrieblich unterschiedlichen Faktoren. Diese sollten jedoch den Bedürfnissen der Menschen, vor allem hinsichtlich der Vereinbarung von Familie und Beruf, der Gleichberechtigung, der Kindererziehung etc. untergeordnet sein.
· AZV muss als ein gesamtgesellschaftliches Projekt weit über die Tarifparteien hinaus aufgefasst werden. Die Hauptadressaten sind jedoch die Gewerkschaften, zu deren verfassungsgemäßem Auftrag die Verhandlungen zu Lohn- und Arbeitszeitfragen gehören. (Nachträgliche Ergänzung von Stephan Krull: Auch der Staat ist der Adressat, weil die AZV auch durch ein Gesetz abgesichert werden kann, wie das in Frankreich der Fall war bzw. wie das Beispiel der EU-Arbeitszeitrichtlinien dokumentiert.)
· Arbeit muss als Gesamtheit unterschiedlicher Formen der Arbeit, wie Erwerbsarbeit, Arbeit für die Versorgung der Familien, Pflegearbeit, Gemeinschaftsarbeit etc., aufgefasst werden.

II. Schwierigkeiten, die Idee der AZV in den Betrieben und in der Gesellschaft zu vermitteln
· Die Angst, den Arbeitsplatz zu verlieren, setzt auf individueller wie betrieblicher Ebene selbstregulierende Mechanismen in Gang, die die Betroffenen zu anomalen, d. h. ihren eigenen Interessen diametral entgegen gesetzten Verhaltensweisen zwingen: mehr und länger zu arbeiten für weniger Geld wird so zur Handlungsmaxime der Beschäftigten und kreiert dadurch einen Teufelskreis, dem dann niemand entrinnen kann.
· In vielen Betrieben hat die Idee der Sozialpartnerschaft bei den Betriebsräten Platz gegriffen. Die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens, somit die Interessen des Kapitals, wird zum Mechanismus des andauernden Verrats an den eigenen Interessen der Belegschaft. Statt der Verbesserung der vermeintlichen Wettbewerbsfähigkeit und statt mehr Sicherheit verschlechtern sich als Ergebnis dadurch ausschließlich die Arbeits- und Verhandlungsbedingungen für die Belegschaften.
· Entsolidarisierung und Spaltung zwischen Beschäftigten und Erwerbslosen ist weit verbreitet. Es dominiert das falsche Bewusstsein: „es sei besser, den eigenen Arbeitsplatz zu verteidigen als gemeinsam mit den erwerbslosen Kollegen gemeinsam auf der Straße zu stehen“.

· Neben der Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes wird weiterhin in der Gesellschaft weit und breit die Illusion zementiert, man könne Beschäftigungsprobleme durch Wachstum lösen.

III. Lösungen

· Grundsätzlich sollte man die Menschen dort abholen, wo sie mit allen ihren Problemen und auch Irrtümern stehen.
· Die AZV sollte als ein Teil von gesamtgesellschaftlichen Reformen definiert werden. Insofern wäre es unabdingbar, sich auch über die Eckpunkte dieser Reformen zu verständigen.
· Soziale Probleme, wie z. B. Schichtarbeit, fehlende Vereinbarungen zwischen Familie und Beruf, sollten identifiziert werden, um das Konzept AZV daran anzuknüpfen.

· AZV sollte nicht allein als Mittel zum Zweck der Überwindung der Massenarbeitslosigkeit begriffen werden. Vielmehr sollten gleichzeitig auch die individuellen Arbeitszeitinteressen der Beschäftigten zugrunde gelegt werden.

· Die Forderung nach der Kontrolle der Arbeits- und Leistungsbedingungen bietet sich als ein wichtiger Ansatzpunkt an, um die Plausibilität der AZV vor Augen zu führen. Denn derartige Kontrollen würden die physischen und psychischen Folgen steigender Arbeitsverdichtung und Verlängerung der Arbeits- und Lebenszeit auf breiter Front zutage fördern.
· Gute Arbeit als Ziel stellt einen zentralen Ansatz dar, der zum beschäftigungspolitischen Thema gemacht werden müsste. Denn eine Debatte darüber, was „gute Arbeit“ eigentlich bedeutet, kann an der AZV nicht vorbei geführt werden.
· Des weiteren sollte auch am Kündigungsschutz angesetzt werden. Denn die Lockerung des Kündigungsschutzes war eine der Hauptursachen des Präkariats und von noch mehr Arbeitslosigkeit.
· Bewusstseinsbildung und gutes und verständliches Bildungsmaterial wird als dringend erforderlich bezeichnet, um die gedanklichen Teufelskreise zu durchbrechen und vor allen Dingen in den Betrieben die tatsächlichen Ursachen der Armut und der Massenarbeitslosigkeit besser vermitteln zu können. Auch frühere Kämpfe für Arbeitszeitverkürzung fielen nicht vom Himmel. Sie wurden allesamt durch gute Aufklärungsarbeit begleitet.

· Initiierung von Forschungsprojekten über die Folgen der Kurzarbeit in der Krise.

· Die Erwerbsarbeit müsste auf einen 4 Stunden-Tag bzw. auf 20-Stunden je Woche begrenzt werden,
· Bei kommenden Debatten sollten unbezahlte Pflegearbeit und Sorgearbeit aufgewertet und als auf beide Geschlechter verallgemeinbare Formen der Arbeit definiert werden. Auch aus diesem Grunde wäre die Forderung nach dem 4-Stunden-Tag näher am lebendigen Tagesablauf als die Forderung nach der 4-Tage-Woche. Denn nur bei einem 4-Stunden-Tag-Rhythmus ließe sich die nicht bezahlte Arbeit auf beide Geschlechter verallgemeinern.
· Auch sollte die Verfügung über mehr Freizeit als Glück begriffen werden, da Studien belegen, dass Gesellschaften, die höhere Wachstumsraten und ein höheres Pro-Kopf-Einkommen haben, nicht mehr, sondern weniger glücklich sind als Gesellschaften mit niedrigerem Pro-Kopf-Einkommen.
· Erwerbsarbeit und ferner auch ein bedingungsloses Grundeinkommen sollten als Menschenrechte definiert werden. Denn ein Rechtsanspruch auf diese Optionen würde das Präkariat und den Wettlauf in das gesellschaftliche Abseits verhindern.
· Umverteilung der Arbeit muss alle Tätigkeitsbereiche durchdringen: Erwerbsarbeit zwischen Beschäftigten und Arbeitslosen sowie zwischen Männern und Frauen etc. Dasselbe gilt auch für die Neuverteilung der unbezahlten Arbeit, insbesondere zwischen Männern und Frauen.

· Die Forderung des Lohnausgleichs bei der AZV sollte mit anderen Formen der Umverteilung, wie beispielsweise mit der Einkommmens- und Vermögenssteuer gekoppelt werden, um so auch Menschen für die AZV zu erreichen, die nicht über Erwerbsarbeit Einkommen erwirtschaften.
· Das verfasste Manifest sollte in einen großen gesellschaftlichen Gesamtzusammenhang eingebettet und umrahmt werden, um deutlich zu machen, dass AZV über das Problem der Massenarbeitslosigkeit hinaus Reformperspektiven für andere gesellschaftliche Bereiche, z. B. für mehr Demokratie sowie für soziale und ökologische Gerechtigkeit eröffnet.

IV. Wie geht es weiter?
· Die Initiative AZV mit dem Manifest sollte auf jeden Fall weiter entwickelt und erweitert werden

· Vertreter verschiedener Verbände signalisierten ihre Bereitschaft zur Mitarbeit.
· Wegen Personal- und Infrastrukturbedarfs sollte die Initiative an bestehende Strukturen angedockt werden.
· Die Initiative soll dezentrale Workshops in verschiedenen Bundesländern durchführen.
· Vorgeschlagen wurde auch, 2012 oder 2013 einen groß angelegten nationalen Kongress durchzuführen.
· Medien und politische Parteien sollten für das Thema AZV stärker als bisher sensibilisiert werden.

· Bei den bevorstehenden Gewerkschaftstagen sollten Infostände zur Verbreitung des Manifestes aufgestellt werden.

· Die Manifestverfasser sollten sich mit einem Brief an die Gewerkschaftsführung wenden und sie um die Unterstützung des Manifestes ersuchen.
· Es sollte umgehend eine Initiative gegründet werden.
Berlin, den 13. Juli 2011




Prof. Dr. Mohssen Massarrat
